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Berichtigung

Zweite Verordnung zur Änderung der Passverordnung, der 
Personalausweisverordnung und der Personalausweis-
gebührenverordnung

Das Bundeskanzleramt hat mit Schreiben vom 6. Oktober 2020 zu der oben  

genannten Verordnung Folgendes mitgeteilt:

Mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes an den Präsidenten des Bundesra-

tes vom 26. August 2020 wurde die im Betreff genannte Verordnung mit der Bitte 

übersandt, die Zustimmung des Bundesrates herbeizuführen.

Die Verordnung beinhaltet folgende aufgeführte Unrichtigkeiten, die keine Auswir-

kungen auf den materiellen Regelungsinhalt haben:

1. Eingangsformel

Die Eingangsformel ist zu aktualisieren, da die Angaben zu den letzten Ände-

rungen der Ermächtigungsgrundlagen § 2 Absatz 1 Nummer 2 Passgesetz und § 

31 Absatz 3 Personalausweisgesetz im ersten Anstrich veraltet sind. Zudem ist 

im zweiten Spiegelstrich bei der Aufzählung der einschlägigen Nummern der 

Ermächtigungsgrundlage jeweils lediglich bei Aufzählung der ersten Nummer 

das Wort „Nummer“ zu verwenden und im Übrigen zu streichen. Die Eingangs-

formel ist daher wie folgt zu fassen: 
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„Es verordnet das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat auf 

Grund

–   des § 2 Absatz 1 Nummer 2 des Passgesetzes, der zuletzt durch Artikel 

78 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden ist, 

des § 31 Absatz 3 des Personalausweisgesetzes, der zuletzt durch Artikel 80 

der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden ist, und 

des § 23 Absatz 3 des eID-Karte-Gesetzes vom 21. Juni 2019 (BGBl. I S. 846) 

sowie

–   des § 34 Nummer 1, 7 und 9 Buchstabe c des Personalausweisgesetzes, 

der durch Artikel 2 Nummer 8 des Gesetzes vom 21. Juni 2019 (BGBl. I S. 

846) neu gefasst worden ist, und des § 25 Nummer 1 bis 9 und 11 des eID-

Karte-Gesetzes vom 21. Juni 2019 (BGBl. I S. 846) im Benehmen mit dem 

Auswärtigen Amt:“

2. Artikel 2 Nummer 3 der Zweiten Verordnung 

Das „n“ am Ende des Wortes „folgenden“ im Eingangssatz des neu gefassten § 5 

Absatz 3 ist zu streichen. Es handelt sich um eine grammatikalische Anpassung.

3. Artikel 2 Nummer 4 der Zweiten Verordnung 

Die Worte „Nach § 6 Satz 3 wird folgender Satz“ sind durch die Worte „Dem  

§ 6 werden folgende Sätze“ auszutauschen. Der Verordnungstext sieht das An-

fügen von zwei Sätzen vor. Es handelt sich um eine rechtsförmliche und gram-

matikalische Anpassung. 

4. Artikel 2 Nummer 7 der Zweiten Verordnung

Die Abbildung des Musters der Vorderseite der eID-Karte ist durch die unten-

stehende Abbildung zu ersetzen. Die derzeitige Abbildung enthält einen Über-

setzungsfehler. In der sich am unteren Rand der Karte befindlichen französi-
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schen Übersetzung der Worte „des Europäischen Wirtschaftsraums“ fehlt ein 

„E“. Statt „de l’EE“ muss es „de l’EEE“ heißen. Zudem weist die Abbildung 

entgegen vergleichbarer Abbildungen in der Personalausweisverordnung keinen 

im Hintergrund aufgebrachten „MUSTER“-Schriftzug auf. 

5. Artikel 2 Nummer 6 der Zweiten Verordnung 

Das Wort „zu“ ist aus rechtsförmlichen Gründen zu streichen.

Beigefügt finden Sie die korrigierte Anlage. Es wird gebeten, die Unrichtigkeiten 

im Wege einer Zu-Drucksache zu korrigieren.



 



Zweite Verordnung zur Änderung der Passverordnung, der Personal-
ausweisverordnung und der Personalausweisgebührenverordnung

Vom ...

Es verordnet das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat auf Grund

 des § 2 Absatz 1 Nummer 2 des Passgesetzes, der zuletzt durch Artikel 78 der 
Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden ist, des § 31 Absatz 3 
des Personalausweisgesetzes, der zuletzt durch Artikel 80 der Verordnung vom 19. Juni 
2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden ist, und des § 23 Absatz 3 des eID-Karte-Gesetzes 
vom 21. Juni 2019 (BGBl. I S. 846) sowie

 des § 34 Nummer 1, 7 und 9 Buchstabe c des Personalausweisgesetzes, der durch 
Artikel 2 Nummer 8 des Gesetzes vom 21. Juni 2019 (BGBl. I S. 846) neu gefasst worden 
ist, und des § 25 Nummer 1 bis 9 und 11 des eID-Karte-Gesetzes vom 21. Juni 2019 (BGBl. 
I S. 846) im Benehmen mit dem Auswärtigen Amt:

Artikel 1

Änderung der Passverordnung

§ 7 Absatz 1 Nummer 3 der Passverordnung vom 19. Oktober 2007 (BGBl. I S. 2386), 
die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 15. Februar 2017 (BGBl. I S. 162) geändert 
worden ist, wird aufgehoben.

Artikel 2

Änderung der Personalausweisverordnung

Die Personalausweisverordnung vom 1. November 2010 (BGBl. I S. 1460), die zuletzt 
durch Artikel 81 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

1. Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Verordnung über Personalausweise, eID-Karten für Unionsbürger 
und Angehörige des Europäischen Wirtschaftsraums und den 

elektronischen Identitätsnachweis

(Personalausweisverordnung – PAuswV)“. 

2. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zu Kapitel 10 wird wie folgt gefasst:
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„Kapitel 10 eID-Karte für Unionsbürger und Angehörige des Europäischen Wirtschaftsraums“. 

b) Nach der Angabe zu Kapitel 10 wird folgende Angabe eingefügt: 

„Kapitel 11 Schlussvorschriften“.

c) Nach der Angabe zu Anhang 3 wird folgende Angabe eingefügt: 

„Anhang 3a Muster der eID-Karte“. 

3. § 5 Absatz 3 und 4 wird wie folgt gefasst: 

(3) „ Für die Speicherung beim Sperrlistenbetreiber gelten folgende Fristen: 

1. Sperrschlüssel und Sperrsumme sind spätestens zehn Jahre und drei Monate 
nach deren Eintragung aus der Referenzliste zu löschen;

2. Aktualisierungen der Sperrliste werden gespeichert, damit eine Sperrung oder Ent-
sperrung von elektronischen Identitätsnachweisen nachgewiesen werden kann; 
solche Aktualisierungen der Sperrliste werden spätestens zehn Jahre und drei Mo-
nate nach ihrer Speicherung gelöscht;

3. ein allgemeines Sperrmerkmal wird aus der Sperrliste entfernt spätestens zehn 
Jahre und drei Monate, nachdem der Sperrschlüssel beim Sperrlistenbetreiber ge-
speichert worden ist, oder wenn die Personalausweisbehörde eine Entsperrung 
vorgenommen hat.

(4) Der Ausweishersteller speichert die Daten, die im Rahmen des Produktions-
verfahrens erlangt oder erzeugt worden sind und der antragstellenden Person zuge-
ordnet werden können, höchstens so lange, bis der Sperrlistenbetreiber den Empfang 
der Sperrsumme und des Sperrschlüssels und die Personalausweisbehörde den Ein-
gang des Sperrkennworts bestätigt haben. Im Übrigen sind die Daten sicher zu lö-
schen. Der Ausweishersteller führt zur Vermeidung von Doppelungen eine Liste mit 
Sperrsummen von hergestellten Personalausweisen. Die Sperrsummen in dieser Liste 
sind spätestens zehn Jahre und drei Monate nach ihrer Eintragung zu löschen. § 26 
Absatz 3 Satz 1 des Personalausweisgesetzes bleibt unberührt.“

4. Dem § 6 werden folgende Sätze angefügt:

„Wird als Wohnort eine ausländische Anschrift glaubhaft gemacht, wird diese aufge-
nommen. Hierbei können die Besonderheiten der ausländischen Anschrift berücksich-
tigt werden, soweit diese technisch darstellbar sind und eine eindeutige Zuordnung der 
Anschrift ermöglichen.“

5. Nach § 36a wird folgendes Kapitel 10 eingefügt:
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„Kapitel 10

eID-Karte für Unionsbürger und Angehörige des Europäischen Wirt-
schaftsraums

§ 36b

Entsprechende Anwendung der Vorschriften über den Personalausweis

(1) Soweit dieses Kapitel keine besonderen Regelungen enthält, gelten für die die 
eID-Karte betreffenden Angelegenheiten die Vorschriften der Kapitel 1 bis 9 entspre-
chend.

(2) An die Stelle von Ausweis und Ausweisinhaber treten die eID-Karte und ihr 
Inhaber, an die Stelle der Personalausweisbehörden treten die eID-Karte-Behörden, 
an die Stelle des Personalausweisregisters tritt das eID-Kartenregister.

§ 36c 

Nicht auf die eID-Karte entsprechend anwendbare Vorschriften 

Auf die eID-Karte finden keine Anwendung: 

1. § 2 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a und Nummer 2 Buchstabe a, 

2. § 4 Absatz 1 Nummer 4, 

3. § 7, 

4. § 8 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3, 

5. § 9, 

6. § 11, 

7. § 12, 

8. § 12a, 

9. § 19 Absatz 1 und 4 sowie 

10. § 22.

§ 36d 

Muster der eID-Karte

Die eID-Karte ist nach dem in Anhang 3a abgedruckten Muster herzustellen. Für 
die einzutragenden Daten gelten die formalen Anforderungen des Anhangs 3 Ab-
schnitt 1 entsprechend.“

6. Das bisherige Kapitel 10 wird Kapitel 11.
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7. Nach Anhang 3 wird folgender Anhang 3a eingefügt:

„Anhang 3a Muster der eID-Karte

Vorderseite

Rückseite

“.

Artikel 3

Änderung der Personalausweisgebührenverordnung

Die Personalausweisgebührenverordnung vom 1. November 2010 (BGBl. I S. 1477), 
die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 1. Juli 2015 (BGBl. I S. 1101) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

1. Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Verordnung über Gebühren für Personalausweise und eID-Karten 
für Unionsbürger und Angehörige des Europäischen Wirtschafts-

raums - PAuswGebV) 

(Personalausweis- und eID-Karten-Gebührenverordnung – PAusw-
GebV)“.

2. § 1 Absatz 1 Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. 37 Euro in allen anderen Fällen.“
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